 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103149/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, vertreten durch KPMG Niederdsterreich GmbH Wirtschaftsprifungs- und
Steuerberatungsgesellschaft, Bahnhofplatz 1a/1/3, 2340 Maodling, Gber die Beschwerde vom
15. September 2016 gegen den Bescheid des FA vom 14. April 2016 betreffend Antrag auf
Aufhebung des Bescheides liber die Feststellung der Einkiinfte gemals § 188 BAO fiir das Jahr
2005 gemald § 295 Abs. 4 BAO, zu Recht erkannt:

|. Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO Folge gegeben. Der Feststellungsbescheid gemal
§ 188 BAO fiir 2005 (Anderung gemaR § 295 Abs. 1 BAO) vom 7. November 2013 wird
aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensablauf

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) war im Jahr 2005 an der ***1*** gls Mitunternehmerin beteiligt.

Die im Kalenderjahr 2005 erzielten Einkliinfte wurden zunachst gem. § 188 BAO festgestellt.
Aufgrund einer bei der ***2*** durchgefiihrten AuRenprifung erging am 07.11.2013 ein
gemal § 295 Abs. 1 BAO berichtigter Feststellungsbescheid fir 2005 an die Bf.

Am 29.12.2015 stellte die Bf. einen Antrag gemaR § 295 Abs. 4 BAO zur Aufhebung des
berichtigten Feststellungsbescheides vom 07.11.2013. Der Antrag wurde vom Finanzamt mit
Bescheid vom 14.04.2016 abgewiesen und das gegen diesen Bescheid gerichtete
Beschwerdeverfahren bis zur Erledigung des BFG-Verfahrens RV/2100002/2017 gemaR § 271
Abs. 1 BAO ausgesetzt. Mit Beschluss vom 07.11.2017 stellte das BFG fest, dass der den
Einkinften der Bf. zugrundeliegende, berichtigte Feststellungsbescheid der ***2*** gufgrund
fehlerhafter Adressierung ein Nichtbescheid ist und keine Rechtskraftwirkung entfaltet.

1von 19



Seite 2 von 19

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.03.2018 wies das zustandige Finanzamt die
Beschwerde vom 15.09.2016 mit der Begriindung ab, dass zwischenzeitlich bereits ein neuer
(inhaltsgleicher) Bescheid, datiert mit 15.12.2017, fir die ***2*** ergangen ist und auch der
Feststellungsbescheid 2005 vom 07.11.2013 der Bf. kein Nichtbescheid sei.

Gegen die neuerlichen Feststellungsbescheide ist ein Rechtsmittel anhangig.

Strittig ist einerseits, ob der gegenstandliche Feststellungsbescheid gemals § 295 Abs. 4 BAO
aufgehoben werden muss, da er urspringlich auf einem Nichtbescheid basiert, obwohl
zwischenzeitlich inhaltlich ein dem Nichtbescheid gleichlautender Feststellungsbescheid an die
ehemals Beteiligten der ***2*** ergangen ist.

Strittig ist zudem, ob es sich beim gegenstandlich bekampften Feststellungsbescheid,
adressiert an die ***3*** L vom 07.11.2013, um einen wirksam ergangenen Bescheid handelt.

In der Beschwerde vom 15.09.2016 gegen die Abweisung eines Antrages auf Aufhebung des
Feststellungsbescheides 2005 wurde im Wesentlichen eingewendet, dass die Rechtsansicht der
belangten Behorde im Ergebnis dazu fiihren wiirde, dass § 295 Abs. 4 BAO keinerlei faktische
Rechtswirkung zukomme und somit totes Rechts darstelle.

»[-..] Die von der Behérde vertretene Rechtsansicht fiihrt zu einer faktischen Nichtanwendung
der Bestimmung des § 295 Abs. 4 BAO und einem damit verbundenen Verlust einer
wesentlichen Rechtsschutzbestimmung zugunsten von Abgabenpflichtigen.

§ 6 ABGB sagt aus, dass ein Gesetz nicht anders ausgelegt werden darf, als dies ,,aus der
eigentiimlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zusammenhange und aus der klaren Absicht des
Gesetzgebers hervorleuchtet.”

Stehen sich nun, wie im vorliegenden Fall, einzelne Bestimmungen einer Norm im Wortlaut
gegendiiber (einerseits Aufhebung eines abgeleiteten Bescheides erst dann, wenn der
Grundlagenbescheid als Nichtbescheid qualifiziert wurde und andererseits die Pflicht zur
Antragstellung vor Eintritt der Verjéhrung) ist zundichst auf die Absicht des Gesetzgebers
abzustellen.

§ 295 BAO ist in Abschnitt 7 der BAO eingearbeitet worden, dieser tréigt den Titel Rechtsschutz.
Der Gesetzgeber hat somit durch diese systematische Zuordnung klar zum Ausdruck gebracht,
dass die Normen des § 295 BAO im Allgemeinen und die des Abs. 4 leg cit im Speziellen dem
Rechtsschutz der Normunterworfenen dient.

Die Abweisung des Antrages gem. § 295 Abs. 4 BAO ohne die Entscheidung in der Vorfrage
abzuwarten (die - wie nachfolgend aufgezeigt wird - wdre sie schon getroffen, mit Sicherheit zu
einer anderen Entscheidung fiihren wiirde), negiert véllig die klar dokumentierte Absicht des
Gesetzgebers Normunterworfene vor ebensolchen Verfahrensmdéngel zu schiitzen. Wie oben
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aufgezeigt findet sich in der BAO selbst in § 271 Abs. 1 leg cit eine weitere Norm, die eine
verfahrensrechtliche Lésung fiir genau solche nicht entscheidungsreife Fdille bietet.

Der bekdmpfte Bescheid ist daher unseres Erachtens als rechtswidrig anzusehen.”

Was den Antrag betreffe, den Feststellungsbescheid 2005 vom 07.11.2013 selbst als
Nichtbescheid zu qualifizieren, weil er an eine nicht mehr existente Personengesellschaft
adressiert wurde, habe das FA diesen Antrag mit der Begriindung abgelehnt, dass gemal}
standiger Rechtsprechung des VWGH die Auflosung einer Personengesellschaft und ihre
Léschung im Firmenbuch solange die Parteifahigkeit nicht beeintrachtige, als ihre
Rechtsverhaltnisse zu Dritten (u.a. Bund, wenn Abgabenerhebungsverfahren noch offen sind)
noch nicht abgewickelt sind.

,Dem ist folgendes entgegenzuhalten:

Wie dem Antrag auf Anmeldung der Auflésung und Liquidation der Gesellschaft vom 8.10.2012
(siehe Beilage) zu entnehmen ist, war die Liquidation zu diesem Zeitpunkt bereits beendet, in
Folge wurde auch die Léschung der Gesellschaft im Firmenbuch am 13. Dezember 2012
eingetragen.

Dem Steuerakt 2011 der Bf. (siehe Beilage) ist zu entnehmen, dass die Abgabenerklérungen
2011 am 5. bzw. 6. Dezember 2012 elektronisch eingebracht wurden und jeweils am

7. Dezember 2012 veranlagt wurden. Auch das Abgabenkonto der Gesellschaft endet im Jahre
2012, fiir das Jahr 2012 selbst waren keine Abgabenerkldrungen mehr abzugeben (siehe
Steuerakt 2011 und 2012 sowie Abgabenkonto als Beilagen).

Die Gesellschaft war damit jedenfalls noch im Jahre 2012 final liquidiert, das Vermégen verteilt
und auch sdmtliche Abgabenerhebungsverfahren beendet. Die KG hat damit im Jahre 2012
auch im abgabenrechtlichen Sinne aufgehért zu existieren, eine rechtsféhige
Personengesellschaft war spdtestens ab zu diesem Zeitpunkt auch im abgabenrechtlichen Sinne

nicht mehr gegeben.

Erst aufgrund eines in einem vorgelagerten Feststellungsverfahren ergangenen Bescheides
wiirde im November 2013 der hier verfahrensgegenstdndliche Bescheid erlassen, somit lange
nach Bestehen der rechtsfihigen Personengesellschaft. Es ist keinerlei Rechtsnorm bekannt, die
ein Wiederaufleben einer einmal bereits final abgewickelten (inkl. Sdmtlicher
Abgabenverfahren!) rechtsfdhigen Personengesellschaft aufgrund eines nachtréglich
aufkommenden Abgabenverfahrens bewirkt.

Das dsterreichische Abgabenverfahrensrecht kennt fiir Féille, in denen eine vormals existierende
rechtsfdhige Personengesellschaft, die bereits inklusive aller Abgabenverfahren zur Génze
beendet wurde, keine Regelung hinsichtlich der nach finaler Beendigung der
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Personengesellschaft zu erfolgenden ordnungsgemdifsen Bescheiderstellung. Es liegt somit
offenbar eine Gesetzesliicke vor.

Flir solche Fdlle sehen die Auslegungsnormen des § 7 ABGB vor, dass ,,auf dhnliche, in den
Gesetzen bestimmt entschiedene Fiille,...” Riicksicht zu nehmen ist.

Mittels eines Analogieschlusses kann diese Liicke sehr einfach geschlossen werden. Analog zu
den Bestimmungen des § 191 Abs. 2 BAO war der Feststellungsbescheid vom 7. November 2013
nicht an die bereits ein Jahr zuvor final beendeten und somit nicht mehr existenten
Personengesellschaft sondern an die einzelnen Gesellschafter zu adressieren.

Nachdem die einzelnen Gesellschafter nicht als Bescheidadressaten angefiihrt wurden, ist der
Feststellungsbescheid vom 7. November 2013 als Nichtbescheid zu qualifizieren.”

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.03.2018 wurde die Beschwerde vom 15.09.2016 als
unbegriindet abgewiesen. In der Begriindung wurde darauf hingewiesen, dass der vorliegende
Sachverhalt jenem gleiche, Giber den der VWGH am 19.12.2007, 2006/13/0115, entschieden
und die Rechtsaussage getroffen habe, dass § 295 Abs. 1 BAO gewahrleisten soll, dass
abgeleitete Bescheide dem aktuell vorliegenden Grundlagenbescheid (und der materiellen
Rechtslage) entsprechen. Die grundsatzliche Funktion der genannten Vorschrift bestehe darin,
abgeleitete Bescheide mit den aktuellen Inhalten der zu Grunde liegenden
Feststellungsbescheide in Einklang zu bringen. Nach Rechtsansicht des VwWGH stehe somit die
materielle Richtigkeit im Vordergrund der Beurteilung. Auch der durch das AbgAG 2011
erweiterte Rechtsschutzgedanke gemal § 295 Abs. 4 BAO zwinge nach Ansicht der
Abgabenbehorde nicht zur Aufhebung, solange die inhaltliche RechtmaRigkeit im ordentlichen
Beschwerdeverfahren ausgetragen werden kénne. Komme es im Rahmen des
Beschwerdeverfahrens gegen den aktuellen Grundlagenbescheid zu einer Abanderung oder
Aufhebung, wirke sich dies mittels § 295 Abs. 1 BAO auch auf das Ergebnis der Bf. aus.

Da der gegenstandliche Feststellungsbescheid der Bf., dessen Aufhebung gemaR § 295 Abs. 4
BAO beantragt werde, inhaltlich dem aktuell vorliegenden Feststellungsbescheid an die
ehemaligen Gesellschafter der ***4*** entspreche und dessen inhaltliche RechtmaRigkeit im
noch anhangigen Rechtsmittelverfahren erst zu klaren sei, war in Anlehnung an die
Rechtsauffassung des VWGH (2006/13/0115 vom 19.12.2007) der gegenstandliche Bescheid
nicht aufzuheben.

Hinsichtlich des Vorbringens, dass es sich bei dem an die Bf. erlassenen Feststellungsbescheid
vom 07.11.2013 selbst um einen Nichtbescheid handle, werde auf die Begriindung des
gegenstandlich bekampften Abweisungsbescheides vom 14.04.2016 und die dort angefiihrte
VwGH-Judikatur verwiesen. Nach standiger Rechtsprechung des VWGH beeintrachtige die
Auflésung einer KG oder OG und ihre Loschung im Firmenbuch jedenfalls so lange ihre
Parteifdhigkeit nicht, als ihre Rechtsverhaltnisse zu Dritten noch nicht abgewickelt sind. Zu
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diesen Rechtsverhaltnissen zum Bund, die abgewickelt sein miissen, zdhle auch ein
Feststellungsverfahren nach § 188 BAO.

Teile man allerdings die Ansicht der Bf., dass die Personengesellschaft bereits im November
2013 abgabenrechtlich nicht mehr existent war, hatte dies konsequenterweise zur Folge, dass
der Antrag auf Aufhebung gemaR § 295 Abs. 4 BAO vom 29.12.2015 von einer nicht
legitimierten Person eingebracht wurde. SchliefRlich sei die steuerliche Vertretung selbst im
Namen der Bf. aufgetreten. Nach Vollbeendigung konne die KG mangels Partei-, Rechts- und
Handlungsfahigkeit keine Antrage mehr stellen. Mangels Handlungsfahigkeit konnte auch keine
wirksame Bevollmachtigung der steuerlichen Vertretung vorliegen. Demnach ware die
steuerliche Vertretung im Namen einer nicht mehr existierenden Person aufgetreten und ihr
Antrag auf Aufhebung gemal} § 295 Abs. 4 BAO mangels Aktivlegitimation zuriickzuweisen
gewesen.

Mit Schreiben vom 06.06.2018 brachte die Bf. einen Vorlageantrag ein und fiihrte erganzend
aus:

[..]
Ergdnzende Begriindung dieses Vorlageantrages und Entgegenhaltung zu den Ausfiihrungen
des Finanzamtes in der Beschwerdevorentscheidung vom 30. Mdirz 2018:

1. Materielle Richtigkeit des Grundlagenbescheides im Vordergrund der Beurteilung:

In der Beschwerdevorentscheidung argumentiert die belangte Behérde im Wesentlichen damit,
dass zwischenzeitlich auf Ebene der ***2*** neue Feststellungsbescheide erlassen wurden, die
inhaltsgleich mit den Bescheiden sind, die vom Bundesfinanzgericht als Nichtbescheide
qualifiziert wurden. Gemdfs Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes mit Nennung einiger
Judikate wiirde hier die materielle Richtigkeit im Vordergrund der Beurteilung stehen, wonach
auch der Feststellungsbescheid unserer Klientin daher nicht aufzuheben war.

Die vom Finanzamt zitierte Judikatur Iésst jedoch einen anderen Schluss zu, als in der
Beschwerdevorentscheidung erlédutert. In seiner Entscheidung vom 9.7.1997, 95/13/0044 stellt
der Verwaltungsgerichtshof fest: , Die in § 295 Abs. 1 BAO vorgesehene Abdnderung
rechtskriiftiger Bescheide, die von einem Feststellungsbescheid abzuleiten sind, setzt ndmlich
die nachtrdgliche Abénderung, Aufhebung oder Erlassung jenes Feststellungsbescheides voraus,
von welchem der Bescheid abgeleitet ist, um dessen Abédnderung der Streit geht.” Genau dies
wdre vorliegend aber nicht der Fall, weil der spéter abgedinderte Feststellungsbescheid eben
nicht den Grundlagenbescheid fiir den abgeleiteten Bescheid darstellt, sondern dieser nach wie
vor auf dem Nichtbescheid beruht.

In einer weiteren einschldgigen Entscheidung vom 24.11.1998, 93/14/0203 entschied der
Verwaltungsgerichtshof wie folgt:
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»Eine Abdnderung nach § 295 Abs. 1 BAO ist nur zuldssig, wenn die Bescheide betreffend
Einkommensteuer fiir die Streitjahre von Feststellungsbescheiden abzuleiten sind. Sind die
Bescheide betreffend die einheitliche und gesonderte Feststellung von Einkiinften fiir die
Streitjahre ins Leere gegangen, so fehlen taugliche Feststellungsbescheide fiir eine Abéinderung
nach § 295 Abs. 1 BAO. Daran vermag auch der Umstand nichts zu dndern, dass nach Erlassung
des Bescheides nach § 295 Abs. 1 BAO Feststellungsbescheide mit dem gleichen Inhalt wie die
ins Leere gegangenen Feststellungsbescheide erlassen worden sind. Mit diesen Bescheiden wird
die unzuléissige Abédnderung nach § 295 Abs. 1 BAO nicht saniert."

Dieses zu § 295 Abs. 1 BAO ergangene Erkenntnis zeigt, wie auch § 295 Abs. 4 BAO zu verstehen
ist.

Dadurch, dass der in diesem Verfahren zugrundeliegende Feststellungsbescheid 2005 vom
7. November 2013 gemdifs der belangten Behérde aktuell auf einem Nichtbescheid beruht,
sehen wir die Begriindungen der belangten Behérde als nicht zutreffend an.

2. Rechtsschutzgedanke

Zu den Ausflihrungen der belangten Behérde in der Beschwerdevorentscheidung, dass auch der
durch das Abgabenrechtsénderungsgesetz 2011 erweiterte Rechtsschutzgedanke gemdfs § 295
Abs. 4 BAO die Abgabenbehérde nicht zur Aufhebung des Bescheides zwingt, da die inhaltliche
Rechtmdfigkeit im ordentlichen Beschwerdeverfahren ausgetragen werden kann, méchten wir
auf unsere Ausfiihrungen in unserer Beschwerde vom 15. September 2016 verweisen und

ergdnzend anfiihren:

Mit der gegenstdndlichen Beschwerdevorentscheidung wurde liber das Verfahren eines
Antrages auf Aufhebung des Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 gemdfs § 295
Abs. 4 BAO abgesprochen. Grundlage eines solchen Verfahrens ist ein Nichtbescheid. Die
belangte Behdérde stiitzt jedoch den Spruch auf einen am 15. Dezember 2017 erlassenen
Grundlagenbescheid an die ***2***, welcher bisher nicht als Nichtbescheid festgestellt wurde.

Wenn der Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 unserer Klientin im
Rechtsbestand gelassen wiirde, wie dies in dieser Beschwerdevorentscheidung folgend die
Absicht der belangten Behérde ist, wiirden sich im Falle der Aufhebung des zugrunde liegenden
Feststellungsbescheides 2005 der ***2*** folgende Fragen stellen:

a. Ist die belangte Behérde gemdf3 § 295 Abs. 1 BAO verpflichtet, den hier bekdmpften
Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 unserer Klientin aufzuheben, da dieser nach
wie vor auf dem Nichtbescheid und nicht auf dem neuen Grundlagenbescheid beruht?

b. Ist unsere Klientin in diesem Fall berechtigt, einen Antrag auf Aufhebung gemdf § 295 Abs. 4
BAO zu stellen, obwohl in derselben Sache ein solcher Antrag bereits abgelehnt wurde (mit der

6 von 19



Seite 7 von 19

hier bekdmpften Entscheidung) und sich der bekdmpfte Nichtbescheid inhaltlich nicht geéndert
hat?

Durch die in dieser Beschwerdevorentscheidung beschriebene Vorgangsweise, welche den
Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 unserer Klientin formell auf einem
Nichtbescheid beruhen ldsst, materiell aber durch einen anderen Grundlagenbescheid
begriindet, ergibt sich somit ein Rechtsschutzdefizit fiir unsere Klientin. Dies kann in keiner
Weise der Absicht des Gesetzgebers entsprechen und erscheint auch verfassungswidrig.

Die einzige Méglichkeit dem Rechtsschutzgedanken Rechnung zu tragen ist den
Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 gemdf$ § 295 Abs. 4 BAO als Nichtbescheid
festzustellen,

e damit in der Folge einerseits der Behérde die Mdglichkeit zu geben einen neuen,
rechtskraftfdhigen Bescheid zu erlassen

e und andererseits dem Abgabenpflichtigen die Méglichkeit zu geben, gegen diesen neuen
Feststellungsbescheid allfdllige Rechtsmittel zu erheben.

3. Vorliegen eines Nichtbescheides beim Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013
unserer Klientin

Zu den Ausflihrungen der belangten Behérde in der Beschwerdevorentscheidung, dass der
Feststellungsbescheid 2005 vom 7. November 2013 der Klientin selbst kein Nichtbescheid ist,
méchten wir auf unsere Beschwerde vom 15. September 2016 verweisen.

[...]

Mit Vorlagebericht vom 17.07.2018 wurden die Beschwerdeakten dem Bundesfinanzgericht
vorgelegt.

Mit Schreiben vom 14.12.2020 zog die Bf. den zuvor gestellten Antrag auf Abhaltung einer
miundlichen Verhandlung und auf Entscheidung liber die Beschwerde im Senat zurick.

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
Sachverhalt

Die Bf. war im Jahr 2005 neben einer Kapitalgesellschaft an der ***5*** 3|s atypisch stille
Gesellschafterin beteiligt.

Mit Bescheid vom 07.02.2007 stellte die belangte Behdrde die Einkiinfte aus Gewerbebetrieb
der Bf. mit € -3.224.802,94 fest.

Am 13.12.2012 wurde die Loschung der Bf. im Firmenbuch eingetragen.
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Im Juli 2013 wollte das fiir die atypisch stille Gesellschaft zustandige Finanzamt die Verteilung
des Verlusts abdandern und im Zuge einer Wiederaufnahme des Feststellungsverfahrens einen
neuen Feststellungsbescheid erlassen. Das fiir die atypisch stille Gesellschaft zustandige
Finanzamt teilte der belangten Behorde im Juli 2013 mit, dass der Einkiinfteanteil der Bf. an
der atypisch stillen Gesellschaft nunmehr mit € -126.300,06 festgestellt wurde.

Am 07.11.2013 erlieR die belangte Behorde einen gednderten Feststellungsbescheid 2005, in
dem die Erledigung des fir die atypisch stille Gesellschaft zustandigen Finanzamtes mit der
verminderten Verlustzuweisung berlcksichtigt wurde.

Am 29.12.2015 beantragte die Bf., den Feststellungsbescheid 2005 vom 07.11.2013
aufzuheben. Dieser Antrag wurde von der belangten Behérde am 14.04.2016 abgewiesen und
die Entscheidung Uber die Beschwerde vom 15.09.2016 gegen den Abweisungsbescheid bis
zum Abschluss des Rechtsmittelverfahrens der ***5*** gegen die Erledigung vom Juli 2013
ausgesetzt. Mit Beschluss vom 07.11.2017 hat das Bundesfinanzgericht die Beschwerde gegen
die Erledigung vom Juli 2013 als unzuldssig zuriickgewiesen, weil dieser Erledigung keine
Bescheidqualitat zukam.

Am 15.12.2017 erlieR das fur die atypisch stille Gesellschaft zustandige Finanzamt einen
Feststellungsbescheid 2005, der an die zwei ehemaligen Gesellschafter gerichtet ist und wies
der Bf. erneut einen Verlust von € -126.300,06 zu.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 30.03.2018 hat die belangte Behorde die Beschwerde
gegen den Abweisungsbescheid vom 14.04.2016 als unbegriindet abgewiesen. Dagegen richtet
sich der Vorlageantrag vom 06.06.2018.

Samtliche Erledigungen der belangten Behorde sind wie folgt adressiert:

zu Handen der steuerlichen Vertreterin.
Beweiswiirdigung

Die Feststellung zur Beteiligung der Bf. an der ***5*** als atypisch stille Gesellschafterin ergibt
sich einerseits aus den Angaben der Bf. im Antrag vom 29.12.2015, in dem auch auf eine
AulRenprifung bei der ***5*** hingewiesen wurde und andererseits aus der als
Feststellungsbescheid bezeichneten Erledigung des fiir die atypisch stille Gesellschaft
zustandigen Finanzamtes ***7*** yom 22.07.2013.

Die Feststellungen zu den Erledigungen vom Juli 2013 durch das fiir die atypisch stille
Gesellschaft zustandige Finanzamt ***7*** ergeben sich einerseits aus den
Entscheidungsgriinden des Bundesfinanzgerichts im Beschluss vom 07.11.2017 zur
Geschéftszahl RV/2100002/2014 und andererseits hat die Bf. in ihrer Eingabe vom 15.09.2016
darauf hingewiesen, dass durch den Beschluss des Bundesfinanzgerichts hervorgekommen ist,
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dass es sich bei diesen Erledigungen um Nichtbescheide handelt. Auch die belangte Behérde
hat in ihrer Beschwerdevorentscheidung darauf hingewiesen, dass es sich beim
»Feststellungsbescheid” vom 22.07.2013 um einen Nichtbescheid handelt.

Rechtsgrundlagen
§ 93 BAO lautet:

$ 93. (1) Fiir schriftliche Bescheide gelten aufSer den ihren Inhalt betreffenden besonderen
Vorschriften die Bestimmungen der Abs. 2 bis 6, wenn nicht nach gesetzlicher Anordnung die
Offentliche Bekanntmachung oder die Auflegung von Listen genligt.

(2) Jeder Bescheid ist ausdriicklich als solcher zu bezeichnen, er hat den Spruch zu enthalten und
in diesem die Person (Personenvereinigung, Personengemeinschaft) zu nennen, an die er
ergeht.

(3) Der Bescheid hat ferner zu enthalten

a) eine Begriindung, wenn ihm ein Anbringen (§ 85 Abs. 1 oder 3) zugrunde liegt, dem nicht
vollinhaltlich Rechnung getragen wird, oder wenn er von Amts wegen erlassen wird;

b) eine Belehrung, ob ein Rechtsmittel zuldssig ist, innerhalb welcher Frist und bei welcher
Behoérde das Rechtsmittel einzubringen ist, ferner, dass das Rechtsmittel begriindet werden
muss und dass ihm eine aufschiebende Wirkung nicht zukommt (§ 254).

(4) Enthdlt der Bescheid keine Rechtsmittelbelehrung oder keine Angabe (liber die
Rechtsmittelfrist oder erkldrt er zu Unrecht ein Rechtsmittel fiir unzuléissig, so wird die
Rechtsmittelfrist nicht in Lauf gesetzt.

(5) Ist in dem Bescheid eine kiirzere oder Iéingere als die gesetzliche Frist angegeben, so gilt das
innerhalb der gesetzlichen oder der angegebenen Iéingeren Frist eingebrachte Rechtsmittel als
rechtzeitig erhoben.

(6) Enthdlt der Bescheid keine oder eine unrichtige Angabe liber die Abgabenbehdérde, bei
welcher das Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das Rechtsmittel richtig eingebracht, wenn es
bei der Abgabenbehdérde, die den Bescheid ausgefertigt hat, oder bei der angegebenen
Abgabenbehérde eingebracht wurde.

§ 191 BAO lautet:

§ 191. (1) Der Feststellungsbescheid ergeht

a) in den Fdllen des § 186: an denjenigen, dem die wirtschaftliche Einheit (Untereinheit)
zugerechnet wird, wenn jedoch am Gegenstand der Feststellung mehrere beteiligt sind, an die
Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersénlichkeit, an der die
Beteiligung im Feststellungszeitpunkt bestanden hat;
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(Anm.: lit. b) aufgehoben durch BGBI. | Nr. 14/2013)

c) in den Fdillen des § 188: an die Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene
Rechtspersénlichkeit, deren Gesellschaftern (Mitgliedern) gemeinschaftliche Einkiinfte
zugeflossen sind;

(Anm.: lit. d) aufgehoben durch BGBI. | Nr. 14/2013)

e) in allen librigen Fdllen: an die von der Feststellung Betroffenen.

(2) Ist eine Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersénlichkeit in
dem Zeitpunkt, in dem der Feststellungsbescheid ergehen soll, bereits beendigt, so hat der
Bescheid an diejenigen zu ergehen, die in den Fdllen des Abs. 1 lit. a am Gegenstand der
Feststellung beteiligt waren oder denen in den Féillen des Abs. 1 lit. c gemeinschaftliche
Einklinfte zugeflossen sind.

(3) Einheitliche Feststellungsbescheide (§ 186) wirken gegen alle, die am Gegenstand der
Feststellung beteiligt sind. Feststellungsbescheide (§ 188) wirken gegen alle, denen im Spruch
des Bescheides Einkiinfte zugerechnet bzw. nicht zugerechnet werden.

(4) Ein Feststellungsbescheid, der gemdf3 § 186 (iber eine zum Grundbesitz zéhlende
wirtschaftliche Einheit (Untereinheit) oder iiber eine Gewerbeberechtigung erlassen wird, wirkt
auch gegen den Rechtsnachfolger, auf den der Gegenstand der Feststellung nach dem
Feststellungszeitpunkt libergegangen ist oder (ibergeht. Das gleiche gilt bei Nachfolge im
Besitz.

(5) Werden in einem Dokument, das Form und Inhalt eines Feststellungsbescheides (§ 188) hat,
gemeinschaftliche Einkiinfte auch Personen oder Personenvereinigungen
(Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtspersénlichkeit zugerechnet, die nicht oder nicht
mehr rechtlich existent sind (insbesondere infolge Todes, Beendigung der Gesellschaft,
Gesamtrechtsnachfolge) oder die nicht oder nicht mehr handlungsféhig sind (zB infolge
Sachwalterbestellung), so steht dies der Wirksamkeit als Feststellungsbescheid nicht entgegen.
Ein solcher Bescheid wirkt lediglich gegeniiber den Ubrigen, denen im Spruch des Bescheides
Einkiinfte zugerechnet bzw. nicht zugerechnet werden.

§ 295 BAO lautet:

§ 295, (1) Ist ein Bescheid von einem Feststellungsbescheid abzuleiten, so ist er ohne Riicksicht
darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, im Fall der nachtrédglichen Abdnderung, Aufhebung
oder Erlassung des Feststellungsbescheides von Amts wegen durch einen neuen Bescheid zu
ersetzen oder, wenn die Voraussetzungen fiir die Erlassung des abgeleiteten Bescheides nicht
mehr vorliegen, aufzuheben. Mit der Anderung oder Aufhebung des abgeleiteten Bescheides
kann gewartet werden, bis die Abdnderung oder Aufhebung des Feststellungsbescheides oder
der nachtrdéglich erlassene Feststellungsbescheid rechtskrdftig geworden ist.
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(2) Ist ein Bescheid von einem Abgaben-, Mef3-, Zerlegungs- oder Zuteilungsbescheid abzuleiten,
so gilt Abs. 1 sinngemdifs.

(2a) Ist ein Bescheid von einem Bescheid gemdf3 § 48 Abs. 2 oder 4 abzuleiten, ist er ungeachtet
des Eintritts der Rechtskraft oder der Verjéihrung im Fall der nachtrdglichen Erlassung oder
Aufhebung des Bescheides von Amts wegen aufzuheben oder insoweit abzuéindern, als der
Bescheid sich auf den Spruch des abgeleiteten Bescheides auswirkt.

(3) Ein Bescheid ist ohne Riicksicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, auch ansonsten zu
dndern oder aufzuheben, wenn der Spruch dieses Bescheides anders hdtte lauten miissen oder
dieser Bescheid nicht hdtte ergehen diirfen, wéire bei seiner Erlassung ein anderer Bescheid
bereits abgedndert, aufgehoben oder erlassen gewesen.

Mit der Anderung oder Aufhebung des Bescheides kann gewartet werden, bis die Abdnderung
oder Aufhebung des anderen Bescheides oder der nachtrdglich erlassene andere Bescheid
rechtskrdftig geworden ist.

(4) Wird eine Bescheidbeschwerde, die gegen ein Dokument, das Form und Inhalt eines

- Feststellungsbescheides (§ 188) oder eines

- Bescheides, wonach eine solche Feststellung zu unterbleiben hat, gerichtet ist, als nicht
zuléissig zurtickgewiesen, weil das Dokument kein Bescheid ist, so sind auf das Dokument
gestiitzte Anderungsbescheide (Abs. 1) auf Antrag der Partei (§ 78) aufzuheben. Der Antrag ist
vor Ablauf der fiir Wiederaufnahmsantrdge nach § 304 mafigeblichen Frist zu stellen.

(5) Die Entscheidung iiber Aufhebungen und Anderungen nach den Abs. 1 bis 3 steht der
Abgabenbehérde zu, die fiir die Erlassung des aufzuhebenden bzw. zu dndernden Bescheides
zustdndig war oder vor Ubergang der Zusténdigkeit als Folge einer Bescheidbeschwerde oder
einer Séumnisbeschwerde (§ 284 Abs. 3) zusténdig gewesen wdre. Ist die diesbezligliche
Zustdndigkeit auf eine andere Abgabenbehérde (ibergegangen, so steht die Entscheidung der
zuletzt zustdndig gewordenen Abgabenbehdérde zu.

§ 304 BAO lautet:

§ 304. Nach Eintritt der Verjéhrung ist eine Wiederaufnahme des Verfahrens nur zuldssig, wenn
sie

a) vor Eintritt der Verjdhrungsfrist beantragt wird, oder

b) innerhalb von drei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft des das Verfahren abschliefSenden
Bescheides beantragt oder durchgefiihrt wird.

Rechtliche Erwagungen

Zur Bescheidqualitat der Erledigung vom 07.11.2013
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Der Bescheidadressat, also die Person, an die der Bescheid ergeht, ist im Spruch des
Bescheides namentlich zu nennen, wobei eine Nennung im Adressfeld gentigt (VWGH
30.9.2015, Ra 2014/15/0024). Nach standiger Rechtsprechung wird dem Gebot des § 93 Abs 2
BAO nur entsprochen, wenn die im Spruch bezeichneten Adressaten, jene Person(en), an die
der Bescheid gerichtet ist, gesetzmaRig bezeichnet wird/werden. Die mit der
Personenumschreibung eines Bescheides getroffene Wahl des Normadressaten ist
konstituierendes Merkmal des individuellen Verwaltungsaktes (zB VwWGH 28.6.2012,
2008/15/0332). Die Behorde hat deutlich und klar zum Ausdruck zu bringen, welchen Personen
gegeniber sie die in Betracht kommende Verwaltungsangelegenheit in férmlicher Weise
gestalten will.

Die Personenbeschreibung ist notwendiger Bestandteil eines Bescheidspruchs mit der
Wirkung, dass ohne gesetzmaRige Bezeichnung des Adressaten im Bescheidspruch, zu dem
auch das Adressfeld zahlt, kein individueller Verwaltungsakt gesetzt wird (vgl. VwWGH 23.1.2019,
Ra 2017/13/0033).

Die Wirkung eines Feststellungsbescheides nach § 188 BAO tritt nur beim kumulativen
Vorliegen folgender Voraussetzungen ein (VWGH 30.1.2013, 2012/13/0027):

1. der Bescheid muss in seinem Spruch seinen Adressaten gesetzmalig bezeichnen (§ 191 Abs
1 lit c bzw § 191 Abs 2 BAO iVm § 93 Abs 2 BAO);

2. der Bescheid muss seinem Adressaten zugestellt sein oder kraft Zustellfiktion ihm gegentber
als zugestellt gelten (§ 97 Abs 1 BAO iVm § 101 Abs 3 und 4 BAQ). Das Fehlen auch nur einer
dieser Voraussetzungen steht der Wirksamkeit einer behordlichen Erledigung als Bescheid
entgegen.

Ist die Personenvereinigung (Personengemeinschaft) in dem Zeitpunkt, in dem der
Feststellungsbescheid ergehen soll, bereits beendigt, so hat der Bescheid gem. § 191 Abs 2
BAO an diejenigen namentlich zu ergehen, denen gemeinschaftliche Einklinfte zugeflossen
sind. Wird ein Feststellungsbescheid an eine nicht mehr bestehende und somit beendigte
Gemeinschaft gerichtet, so entfaltet er keine Rechtswirkung (vgl. Drapela/
Knechtl/Moser/Wagner, Die Personengesellschaft in der Steuererklarung 2018, 9).

Die Auflésung einer Personengesellschaft des Unternehmensrechtes und ihre Léschung im
Firmenbuch beeintrachtigt ihre Parteifdhigkeit nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zur BAO jedenfalls so lange nicht, als ihre Rechtsverhaltnisse zu
Dritten - zu denen auch der Bund als Abgabenglaubiger zahlt - noch nicht abgewickelt sind (vgl.
zB - eine OEG betreffend - VWGH 25.4.2013, 2012/15/0161). Zu diesen Rechtsverhaltnissen
zum Bund, die abgewickelt sein miissen, zdhlt auch ein Feststellungsverfahren nach § 188 BAO
(zB VWGH 25.4.2013, 2010/15/0131). Die Wiederaufnahme des Verfahrens und Erlassung eines
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neuen Feststellungsbescheides ist auch hinsichtlich einer bereits im Firmenbuch geldschten
OG/KG moglich (UFS Wien 1.9.2011, RV/3595-W/09).

Im Erkenntnis vom 25.4.2019, Ro 2019/13/0014 hatte der Verwaltungsgerichtshof Giber einen
Sachverhalt zu entscheiden, in dem nach L6schung einer KG im Firmenbuch ein “Bescheid (iber
einen Priifungsauftrag” ergangen ist und hat ausgesprochen, dass eine solche Erledigung keine
unwirksame “Nicht-Erledigung” ist. SachverhaltsmaRig betraf diese Entscheidung eine KG, die
bereits im Jahr 2011 im Firmenbuch gel6scht wurde, sodann bis April 2015 einer AuBenprifung
unterzogen wurde und Bescheide im Anschluss an die AuRenprifung erlassen wurden; im Jahr
2017 wurde auch die Komplementarin (eine GmbH) im Firmenbuch geldscht. Dennoch erging
im Jahr 2017 ein Bescheid Uber einen Priifungsauftrag hinsichtlich Umsatzsteuer und
Feststellungsverfahren an die KG (§ 147 BAO in Verbindung mit § 99 Abs 2 FinStrG). Wenn es
sich um Sachverhalte handelt, aufgrund derer eine KG oder OG Steuerschuldnerin oder
Gewinnermittlungssubjekt sein kann, ist ein "Abwicklungsbedarf" im Sinne dieser
Rechtsprechung gegeben (VWGH 25.4.2019, Ro 2019/13/0014). Im Hinblick auf diese
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs kann der Ansicht der Bf., dass die Erledigung vom
07.11.2013 ein Nichtbescheid ware, weil sie direkt an die Bf. und nicht an deren ehemalige
Gesellschafter gerichtet ist, nicht gefolgt werden. Ein Veranlagungs- bzw. Abwicklungsbedarf
kann sich auch als Ergebnis einer AuRenpriifung ergeben, die in zeitlicher Hinsicht - gewdhnlich
- erst nach Abschluss der zu priifenden Zeitraume durchgefiihrt wird.

Liegt - wie im gegenstandlichen Fall - eine doppelstockige Personengesellschaft vor, kann sich
ein Abwicklungsbedarf selbst dann ergeben, wenn eine obere Ebene betreffende
Feststellungen (hier: die atypisch stille Gesellschaft(en) mit der ***5***) getroffen werden, die
auf Ebene eines Beteiligten (hier: die Bf.) bindend umzusetzen sind.

Die Erledigung der belangten Behtérde vom 07.11.2013, namlich der gemaR § 295 Abs. 1 BAO
gednderte Bescheid Uber die Feststellung von Einkiinften gem. § 188 BAO flir 2005 ist an die
, FEXB** Y somit an die Personengesellschaft selbst, adressiert. Die Erledigung ist dem
Empfanger auch zugekommen und sie ist damit wirksam geworden, worauf auch schon die
belangte Behorde im angefochtenen Bescheid hingewiesen hatte. Es liegt kein Nichtbescheid

vor.
Aufhebung nach § 295 Abs. 4 BAO

§ 295 Abs. 1 BAO erfasst Félle, in denen ein Bescheid von einem Feststellungsbescheid
abhangig ist. Er gilt also, wenn ein Feststellungsbescheid auf einem anderen
Feststellungsbescheid beruht oder wenn ein Abgabenbescheid auf einem
Feststellungsbescheid beruht (Stoll, BAO, 2856). Eine Folgednderung nach § 295 BAO kann nur
in Verfolgung einer vorgegebenen Bindung stattfinden, die nur von Spruch zu Spruch bestehen
kann (Stoll, BAO, 2860).
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Der Zweck der Feststellung nach § 188 BAO liegt darin, die Grundlagen fiir die Besteuerung in
einer Weise zu ermitteln, die ein gleichartiges Ergebnis flr alle Beteiligten gewahrleistet und
die Durchfiihrung von Parallelverfahren der einzelnen Finanzamter der Beteiligten Uber die
nach § 188 BAO festzustellenden Besteuerungsgrundlagen vermeidet (VWGH 27.6.2017,

Ro 2015/13/0016). In einem Feststellungsbescheid enthaltene Feststellungen, die fiir andere
Feststellungsbescheide, fiir Messbescheide oder fiir Abgabenbescheide von Bedeutung sind,
werden nach § 192 BAO diesen Bescheiden zu Grunde gelegt, auch wenn der
Feststellungsbescheid noch nicht rechtskraftig geworden ist (VWGH 25.6.2008, 2006/15/0094).

Die Funktion des § 295 Abs. 1 BAO, namlich abgeleitete Bescheide mit den Inhalten von
Feststellungsbescheiden in Einklang zu bringen, kann nur dann entfaltet werden, wenn die
(formellen) Voraussetzungen fiir eine Bescheiderlassung nach § 295 Abs. 1 BAO vorliegen.

Eine Abanderung (oder Aufhebung) nach § 295 Abs. 1 BAO setzt voraus, dass nachtraglich
(nach Erlassung des "abgeleiteten" Bescheides) ein Feststellungsbescheid abgedndert,
aufgehoben oder erlassen wird (VwWGH 26.2.2013, 2010/15/0064; BFG 5.4.2017,
RV/7105235/2014). Eine Anderung der Begriindung ist zuwenig, um von einer Anderung des
abgeleiteten Bescheides sprechen zu kénnen (BFG 27.06.2018, RV/7106259/2015).).

Die Rechtsfolge des Vorliegens der Befugnis (und Obliegenheit) der Abgabenbehorde, einen
abgeleiteten Bescheid wegen erstmaliger Erlassung, Aufhebung oder Abanderung eines
Grundlagenbescheides abzuandern, von dem er abgeleitet ist, besteht in der der
Abgabenbehorde damit er6ffneten Moglichkeit (und Verpflichtung), einen an die Stelle des
abgeanderten (abgeleiteten) Bescheides tretenden neuen Bescheid zu erlassen, welcher dem
aktuell vorliegenden Grundlagenbescheid und der materiellen Rechtslage entspricht. Die
grundsatzliche Funktion der Bestimmung des § 295 Abs. 1 BAO, abgeleitete Bescheide mit den
aktuellen Inhalten der zu Grunde liegenden Feststellungsbescheide in Einklang zu bringen,
steht einer Abdnderung des abgeleiteten Bescheides, die liber die durch die Abanderung,
Aufhebung oder erstmalige Erlassung des Grundlagenbescheides bewirkten Folgen hinausgeht,
nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht entgegen, weil der
bisherige abgeleitete Bescheid mit der auf § 295 BAO gestiitzten Abanderung zur Ganze auller
Kraft tritt (VWGH 31.3.2004, 2000/13/0017). Anlasslich einer MaRnahme nach § 295 Abs. 1
BAO kdnnen abgeleitete Bescheide auch in anderen Punkten gedandert werden.

Bezogen auf den beschwerdegegenstandlichen Sachverhalt setzt § 295 Abs. 1 BAO als
Tatbestand voraus, dass nach einem Feststellungsbescheid (im Sinne einer wirksam
gewordenen behordlichen Erledigung) an die Bf. ein Feststellungsbescheid bei der ***2***
abgeandert, aufgehoben oder erlassen wird. Die Berechtigung der belangten Behorde zu
einem Vorgehen nach § 295 Abs. 1 BAO - und somit zur Erlassung des Bescheides vom
07.11.2013 — hangt somit davon ab, dass
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e ein Feststellungsbescheid an die ***2*** bzw. deren ehemaligen Gesellschafter (wenn
es die atypisch stille Gesellschaft(en) nicht mehr gibt) erlassen wurde und

e dieser an die ***2*** hzw. deren ehemaligen Gesellschafter erlassene Bescheid
Feststellungen enthilt, die von dem bis dahin im Rechtsbestand gewesenen
Feststellungsbescheid an die Bf. abweichen.

Letztlich hat sich durch den Beschluss BFG 07.11.2017, RV/2100002/2014, herausgestellt, dass
die intendierte Erledigung des Finanzamtes ***7*** yom 22.07.2013 keinen
Bescheidcharakter aufweist. Dennoch hat die belangte Behorde diese Erledigung im November
2013 zum Anlass genommen, den Feststellungsbescheid 2005 vom 07.02.2007 gemal § 295
Abs. 1 BAO abzuandern und als Begriindung auch die Erledigung vom 22.07.2013 angefiihrt.
Die tatbestandsmaRigen Voraussetzungen sind aber — wie sich erst nachtraglich herausgestellt
hat — dafiir nicht vorgelegen, weil die Erledigung vom 22.07.2013 nicht "erlassen", somit nicht

wirksam, wurde.

Der andernde Bescheid iSd § 295 BAO tritt grundsatzlich an die Stelle des friiheren Bescheides
und ist daher in vollem Umfang anfechtbar (vgl Ellinger/Sutter/Urtz, BAO? § 295 Anm 13; Ritz,
BAQ®, § 251 Tz 3), allerdings nicht mit der Begriindung, dass die im Grundlagenbescheid
getroffenen Entscheidungen unzutreffend waren. Hingegen kann in einem Rechtsmittel gegen
den Anderungsbescheid sehr wohl vorgebracht werden, dass sich dieser Anderungsbescheid
auf einen "Nichtbescheid" oder nicht wirksam gewordenen Bescheid stiitzt (vgl ErlautRV 1212
BIgNR XXIV. GP, 31; VWGH 21.12.2016, Ro 2015/13/0005, VWGH 1.6.2017, Ra 2015/15/0031).
Geht ein "Feststellungsbescheid" ins Leere, hat der fiir den abgeleiteten Bescheid taugliche
Feststellungsbescheid gefehlt. Ein auf § 295 Abs. 1 BAO gestitzter Bescheid ware aus dem
Grunde des Fehlens eines Feststellungsbescheides anfechtbar gewesen und hatte in einem
allfalligen Rechtsmittelverfahren aufgehoben werden missen (vgl VwGH 16.12.2009,
2007/15/0294 mwN).

Auch eine in einem Erkenntnis des Bundesfinanzgerichts vorgenommene Anderung oder
ersatzlose Aufhebung bzw. eine Aufhebung des Feststellungsbescheides durch den VwGH
verpflichtet die Abgabenbehdrde zur Anderung des abgeleiteten Bescheides (vgl. Lenneis, Die
Anderung und Zuriicknahme von Bescheiden im Abgabenverfahren in Holoubek/Lang,
Korrektur fehlerhafter Entscheidungen durch die Verwaltungs- und Abgabenbehdérde, 135
(142); Ritz, BAO®, § 295 Tz 3).

Ein Rechtsmittel gegen den dndernden (abgeleiteten) Bescheid (vom 07.11.2013) wurde nicht
erhoben. Wird hingegen kein Rechtsmittel erhoben, entsteht fir den Fall einer spateren
Zurlickweisung des Rechtsmittels gegen die als Grundlagenbescheid herangezogene
Erledigungen das Erfordernis einer Rechtskraftdurchbrechung. § 295 Abs. 4 BAO stellt eine
verfahrensrechtliche Moglichkeit zur Rechtskraftdurchbrechung dar.
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Die belangte Behorde begriindet ihre Abweisung des beschwerdegegenstandlichen Antrages
unter anderem damit, dass der vorliegende Sachverhalt jenem gleiche, liber den der VWGH am
19.12.2007, 2006/13/0115 entschieden habe und argumentiert, dass nach der Rechtsprechung
des VWGH die materielle Richtigkeit im Vordergrund der Beurteilung zu stehen hat. Zutreffend
schildert die belangte Behorde den Sachverhalt jenes Verfahrens dahingehend, dass
"Feststellungsbescheide erlassen" wurden, daraufhin abgeleitete
(Einkommensteuer)Bescheide (zum Nachteil des Steuerpflichtigen) angepasst wurden und sich
in der Folge herausstellte, dass die "Feststellungsbescheide" ins Leere gingen (Nichtbescheide
waren). In der Folge hat die Abgabenbehdrde sodann tatsachlich Feststellungsbescheide am
13.12.2001 - inhaltsgleich mit den Nichtbescheiden - erlassen. Als Reaktion darauf, dass sich
erst spater herausgestellt hatte, dass die "Feststellungsbescheide", die den geanderten
(nachteiligen) Einkommensteuerbescheiden zugrunde gelegt wurden, tatsachlich
Nichtbescheide waren, wurde eine Anderung dieser Einkommensteuerbescheide gemiR § 295
BAO beantragt. Dem Begehren wurde nicht nachgekommen.

Dazu hat der Verwaltungsgerichtshof folgendes (auszugsweise) erwogen:

"§ 295 Abs. 1 BAO soll gewdhrleisten, dass abgeleitete Bescheide - hier die
Einkommensteuerbescheide fiir die Jahre 1985 bis 1991 - dem aktuell vorliegenden
Grundlagenbescheid (und der materiellen Rechtslage) entsprechen. [...]

Zum Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Bescheides [Anmerkung: UFS-Entscheidung
betreffend des Antrages auf Anderung der Einkommensteuerbescheide] (und im Ubrigen sogar
schon im Zeitpunkt der Stellung des gegensténdlichen Abdnderungsantrages) existierten die
Bescheide vom 13. Dezember 2001. Mit diesen Feststellungsbescheiden, denen zufolge die
Einkiinfte [...] mit "Null" anzusetzen sind, korrelieren die aufrechten Einkommensteuerbescheide
flir die Jahre 1985 bis 1991, sodass es keinen Anpassungsbedarf gab, dem mit Bescheid nach §
295 Abs. 1 BAO Rechnung zu tragen gewesen wdre. An diesem Ergebnis hat sich auch in der
Folge nichts gedindert, weshalb die ohnehin den aktuellen Grundlagenbescheiden
entsprechenden Einkommensteuerbescheide (vom 18. Mdrz bzw. vom 18. April 1996) nach dem
oben Gesagten nicht Gegenstand einer Entscheidung nach § 295 Abs. 1 BAO sein konnten."

Aus der Begriindung der VwWGH-Entscheidung ergibt sich somit, dass eine Bescheiddanderung
nach § 295 Abs. 1 BAO als Reaktion auf das - nachtragliche Hervorkommen von
Nichtbescheiden - nicht moglich ist.

Nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts ist dieses Erkenntnis so zu verstehen, dass die darin
erwahnten Feststellungsbescheide vom 13.12.2001 zwar nachtraglich erlassen wurden, jedoch
die weitere Voraussetzung, dass die sich im Rechtsbestand befunden habenden
Einkommensteuerbescheide von den Entscheidungen im Feststellungsverfahren abweichen
miussen und demzufolge angepasst werden missen, nicht vorlag. SchliefSlich hatte die
Bindungswirkung des § 192 BAO auch zur Folge, dass bei einer Bescheidanderung nach § 295
Abs. 1 BAO auch die Feststellungsbescheide vom 13.12.2001 zu beriicksichtigen waren.
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Insofern liegt nach Ansicht des Bundesfinanzgerichts auch kein Widerspruch zum Erkenntnis
des VwWGH vom 19.12.2007, 2006/13/0115 vor.

Im Ubrigen unterscheidet sich dieser von der belangten Behérde als vergleichbar eingestufte
Sachverhalt dahingehend, dass es dort um ein Anbringen ging, das sich - offenbar - auf § 295
Abs. 1 BAO stiitzte, wahrend es im beschwerdegegenstandlichen Sachverhalt primar um ein
Anbringen nach § 295 Abs. 4 BAO geht (den es damals noch gar nicht gab).

Allerdings kdnnte der letzte Satz des beschwerdegegenstandlichen Antrages vom 29.12.2015
ein (zusatzlicher) ,,Antrag nach § 295 Abs. 1 BAO” sein. Dieser letzte Satz lautet:

"Wir beantragen daher, simtliche Rechtswirkungen des Feststellungsbescheid 2005 unseres
o.a. Klienten vom 7. November 2013 - insbesondere die Ergebnistangenten der beteiligten
Gesellschafter - dahingehend zu berichtigen, dass der Veranlagungsstand vor diesem
,Nichtbescheid” wiederhergestellt wird."

Der angefochtene Bescheid spricht jedoch nur Gber den Antrag nach § 295 Abs. 4 BAO ab, was
sich wohl auch daraus ergibt, dass in § 295 Abs. 1 BAO ein Antragsrecht nicht vorgesehen ist,
zumal es sich dabei um eine amtswegige MaRnahme handelt (BFG 20.6.2018,
RV/3100521/2015 [Behandlung einer VfGH-Beschwerde mit Beschluss vom 24.9.2018, E
3071/2018 abgelehnt]).

In standiger Rechtsprechung gehen der Verwaltungsgerichtshof (vgl VWGH 24.11.1998,
93/14/0203; VWGH 24.9.2014, 2011/13/0061) und das Bundesfinanzgericht (vgl zB. BFG
24.07.2017, RV/7101274/2008; BFG 30.10.2018, RV/7103608/2010) davon aus, dass eine
Abdnderung gemal § 295 Abs. 1 BAO nur zuldssig ist, wenn Bescheide von
Feststellungsbescheiden abzuleiten sind. Geht der Feststellungsbescheide ins Leere, weil es
sich um einen Nichtbescheid handelt, hat im Zeitpunkt der Erlassung des gemal § 295 Abs. 1
BAO abgeleiteten Bescheides (hier: Feststellungsbescheid gemaR § 188 fiir 2005 vom
07.11.2013) ein tauglicher Feststellungsbescheid (hier: Grundlagenbescheid bei der ***2***)
gefehlt. Mit dem (nachtraglich) erlassenen Grundlagenbescheid vom 15.12.2017, der sich an
die ehemaligen Gesellschafter der ***2*** richtet, wird die unzulassige Abanderung vom
07.11.2013 nicht (nachtraglich) saniert.

Die erlduternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage zum AbgAG 2011, mit dem § 295 Abs. 4
BAO in die Bundesabgabenordnung eingefiigt wurde, lauten (auszugsweise):

"Stellt sich erst im Laufe eines Berufungsverfahrens (oder eines VwGH-Beschwerdeverfahrens)
heraus, dass eine als Feststellungsbescheid (Feststellung von Einkiinften nach § 188 BAO)
intendierte Erledigung ein absolut nichtiger Verwaltungsakt (ein ,,Nichtbescheid”) ist, aber von
der rechtlichen Existenz eines Feststellungsbescheides ausgehende Anderungsbescheide (§ 295
Abs. 1 BAO) erlassen und formell rechtskrdiftig wurden, so erscheint ein Antragsrecht auf
Beseitigung solcher zu Unrecht von den Tatbestandsvoraussetzungen fiir ihre Erlassung
ausgehender (rechtswidriger) Bescheide zweckmdfig. [...]"
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§ 295 Abs. 4 BAO sieht vor, dass Abanderungsbescheide, die auf Grund der Bestimmung des §
295 Abs. 1 BAO ergangen sind (und sich noch im Rechtsbestand befinden) auf Antrag der Partei
aufzuheben sind, wenn eine Bescheidbeschwerde gegen ein Dokument, das Form und Inhalt
eines Feststellungsbescheides bzw. Nichtfeststellungsbescheides hat, als nicht zulassig
zurlickgewiesen wird, weil das Dokument kein Bescheid ist. Diese Aufhebung, die nicht im
Ermessen der Abgabenbehorde liegt, hat auch dann zu erfolgen, wenn einer neuerlichen
Anderung (§ 295 Abs. 1 BAO) eines Abgabenbescheides bei nachtraglicher Erlassung eines
wirksamen Grundlagenbescheides der Eintritt der Verjahrung entgegensteht (Ritz, BAO®, § 295
Tz 21e).

Die Voraussetzungen fiir eine Aufhebung nach § 295 Abs. 4 BAO liegen vor, zumal

o der Feststellungsbescheid vom 07.11.2013 der auf den Nichtbescheid vom 22.07.2013
gestiitzte Anderungsbescheid gem. § 295 Abs. 1 BAO ist;

e die Bescheidbeschwerde gegen das "Dokument" vom 22.07.2013 (als
Feststellungsbescheid an die ***2*** intendierte Erledigung) vom Bundesfinanzgericht
mit Beschluss vom 7.11.2017, GZ. RV/2100002/2014 als unzulassig zuriickgewiesen
wurde.

Unschadlich ist im vorliegenden Sachverhalt auch die Tatsache, dass der Antrag gem. § 295
Abs. 4 BAO zu einem Zeitpunkt gestellt wurde, zu dem die Voraussetzungen noch nicht
vorlagen. Auch im Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Abweisungsbescheides vom
14.04.2016 lagen die Voraussetzungen noch nicht vor. Sowohl der Wortlaut des § 295 Abs. 4
BAO als auch der Zweck der Regelung stellen darauf ab, dass zu Unrecht ein Verfahrenstitel zur
Anderung eines wirksamen Bescheides (ndmlich § 295 Abs. 1 BAO) angenommen wurde und
daher der zu Unrecht erlassene Bescheid (unter den ndheren Voraussetzungen des § 295 Abs.
4 BAO) behoben werden soll (VWGH 26.2.2015, 2012/15/0127).

Gegen eine wirksam erlassene Beschwerdevorentscheidung kann ein Vorlageantrag gestellt
werden. Gemal § 263 Abs. 3 BAO gilt bei rechtzeitiger Einbringung eines Vorlageantrages die
Bescheidbeschwerde wiederum als unerledigt. Auf Grund eines eingebrachten Vorlageantrages
hat das Verwaltungsgericht (iber die Beschwerde, nicht jedoch (iber die
Beschwerdevorentscheidung zu entscheiden, weil die Beschwerdevorentscheidung nicht der
bekampfte Bescheid ist (VWGH 25.11.2010, 2010/16/0221). Erst eine Entscheidung in der
Sache selbst (§ 279 BAO) durch das Verwaltungsgericht beendet die Wirksamkeit der
Beschwerdevorentscheidung.

GemaR § 279 Abs. 1 BAO hat das Verwaltungsgericht in der Sache zu entscheiden und ist
berechtigt, den angefochtenen Bescheid abzuandern, aufzuheben oder die Beschwerde als
unbegriindet abzuweisen. In der Sache selbst entscheidende Erkenntnisse wirken extunc.
Malgeblich ist grundséatzlich die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Erlassung des
Erkenntnisses, es sei denn, dass fiir die Beurteilung der RechtmaRigkeit eines angefochtenen
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Bescheides nur die Sachlage im Zeitpunkt seiner Erlassung relevant ist (Ellinger/Sutter/Urtz,
BAO?3 § 279 Anm 11). Eine Entscheidung in der Sache kann beim Vorliegen der
Voraussetzungen des § 295 Abs. 4 BAO nur darin bestehen, dass dem Antrag der Bf.
nachzukommen ist und der Anderungsbescheid (Feststellungsbescheid an die Bf. vom
07.11.2013) aufgehoben wird.

Die Aufhebung hat jedoch zur Folge, dass die Entscheidungen, die im Feststellungsbescheid
2005 vom 15.12.2017 an die ehemaligen Gesellschafter der ***2*** getroffen wurden,
namlich die gednderte Verteilung der Verluste, nicht mit dem nun wieder im Rechtsbestand
befindlichen Feststellungsbescheid gem. § 188 BAO fiir 2005 vom 07.02.2007 wirken und mit
diesem Bescheid in Einklang stehen. War ein abgeleiteter Bescheid aufzuheben, weil die
Berechtigung flir die Durchfiihrung einer Bescheidanderung gem. § 295 Abs. 1 BAO nicht vorlag
und liegen aber weiterhin die Voraussetzungen fiir eine Anderung nach § 295 Abs. 1 BAO vor
(etwa wegen eines in der Zwischenzeit wirksam ergangenen Grundlagenbescheides), wird die
Abgabenbehdrde "unvorgreiflich der Frage der Verjahrung [...] gemal § 295 Abs. 1 BAO
abgednderte Bescheide [...] zu erlassen haben" (siehe VWGH 24.11.1998, 93/14/0203). Gemal
§ 295 Abs. 1 BAO kann mit einer Abanderung des abgeleiteten Bescheides gewartet werden,
bis der nachtraglich erlassene Feststellungsbescheid rechtskraftig geworden ist.

Da die Voraussetzungen zur Bescheidaufhebung gemal § 295 Abs. 4 BAO im Zeitpunkt dieses
Erkenntnisses vorlagen, war der Beschwerde Folge zu geben.

Unzulassigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das Bundesfinanzgericht folgt der dargestellten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes,
insbesondere den Entscheidungen vom 24.11.1998, 93/14/0203 und vom 26.2.2015,
2012/15/0127. Es liegt daher kein Grund fir eine Revisionszulassung vor.

Wien, am 26. Janner 2021

19 von 19



	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:


